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Die Berufsordnungen der Länder und die Musterberufsordnung der Bundespsychotherapeutenkammer 
wurden in den letzten 6 Jahren an zahlreiche rechtliche und gesellschaftliche Entwicklungen angepasst. 
Seit der letzten Auflage waren es vor allem neue Regelungen zu Videosprechstunden und die Ausbil-
dungsreform. Diese und weitere Änderungen wurden auf dem 47. Deutschen Psychotherapeutentag im 
November 2025 beschlossen.

Aufgrund dessen wurden in der vorliegenden Neuauflage nahezu alle Vorschriften der Musterberufs-
ordnung aus der Auflage von 2020 in ihrer Kommentierung überarbeitet. Weiterhin wurden im Ka- 
pitel III dieses Kommentars Fallbeispiele zur Fernbehandlung und zu den sozialen Medien ergänzt. Eine 
Vielzahl von Literaturhinweisen und die Sammlung von Urteilen in der Form von Leitsätzen begründen 
und ergänzen das umfangreiche Werk. Erneut wurde bei jedem Paragrafen eine Übersicht zu den 
abweichenden Regelungen der Landeskammern vorangestellt. 

Mit diesem Werk erhalten Psychotherapeuten praxisnahe und verständliche Informationen zu ihren 
Berufspflichten sowie zur Tragweite der berufsrechtlichen Vorgaben. Juristen profitieren von fundierten 
Erläuterungen und Querverweisen für die Anwendung der Berufsordnung in berufsrechtlichen Fragen. 

Rechtsanwalt Prof. Dr. Martin H. Stellpflug, M.A. (Lond.) ist Fachanwalt für 
Medizinrecht und für Sozialrecht und Partner der auf das Gesundheitsrecht 
spezialisierten Kanzlei D+B in Berlin. Seit Verabschiedung des Psychothera-
peutengesetzes bildet die Beratung und Interessenvertretung der Psychothe-
rapeuten einen Schwerpunkt seiner anwaltlichen Tätigkeit. Als Justitiar der 
Bundespsychotherapeutenkammer hat er die Entstehung der Musterberufs-
ordnung dicht begleitet. Er ist Autor zahlreicher medizinrechtlicher Veröffent-
lichungen und Professor für Gesundheitsrecht und Ethik an der Psychologi-
schen Hochschule Berlin.
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Vorwort zur fünften Auflage

Die COVID-19-Pandemie hat die Haltung der Psychotherapeutenschaft zur Fernbehand-
lung enorm verändert. Für einen langen Zeitraum zwischen 2020 und 2023 gab es für eine
Vielzahl niedergelassener Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten nur aufgrund
von „Online-Therapie“ die Möglichkeit, die Patienten weiter zu versorgen und durch
diese Behandlungstätigkeit den Praxisbetrieb nicht einstellen zu müssen. Und die Erfah-
rungen mit dieser Behandlungsform waren weitaus positiver, als dies von vielen erwartet
worden war. Folgerichtig hatte sich der Berufsstand daher seit der letzten Auflage dieses
Kommentars sehr maßgeblich mit denjenigen Regelungen befasst, die sich mit den
Rahmenbedingungen der Praxistätigkeit und mit der Ausübung von Psychotherapie
mittels Kommunikationsmedien beschäftigen. Zahlreiche sehr wesentliche Änderungen
der M-BO wurden hierzu auf dem 47. Deutschen Psychotherapeutentag im November
2025 beschlossen.

Deshalb und aufgrund des erheblichen Zeitablaufs seit der letzten Auflage 2020 wurden
nahezu alle Vorschriften der Musterberufsordnung in ihrer Kommentierung überarbeitet. Im
Kapitel III dieses Kommentars wurden außerdem Fallbeispiele zur Fernbehandlung und zu
den sozialen Medien ergänzt.

Bedanken möchte ich mich bei allen Leserinnen und Lesern, die mit konstruktiven Rück-
meldungen und Anregungen die Arbeit an der Neuauflage unterstützten.

Erneut ist der Kommentierung bei jedem Paragrafen eine Übersicht zu abweichenden Regelun-
gen der Landeskammern vorangestellt. Für diese Auflage waren aber nur acht Landeskammern
bereit, diese Übersichten zu erarbeiten und uns zum Abdruck zur Verfügung zu stellen. Hierfür
danke ich ganz besonders den folgenden Bearbeiterinnen und Bearbeitern:

Frau Ass. iur. Stephanie Tessmer-Petzendorfer (Baden-Württemberg), Herrn Ass. iur. Mark
Janik (Bayern), Frau Grazina Urmonas (Bremen), Frau Julia Räbiger (Hamburg), Frau Claudia
Peter (Niedersachsen), Frau RAin Nina Varasteh (NRW), Frau Ass. iur. Ulrike Dzengel (OPK =
Sachsen, Thüringen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg) und Frau Ass.
iur. Tamina Bührer (Rheinland-Pfalz).

Allerdings ist auch bei diesen Kammern geplant, die eigenen Berufsordnungen hinsichtlich
einer weiteren Angleichung an die Musterberufsordnung alsbald zu novellieren. Ende 2026
und im Laufe des Jahres 2027 sind zahlreiche Änderungen zu erwarten.

Mit der Gesetzesreform der Psychotherapeutenausbildung wurde das Gesetz über die Berufe
des Psychologischen Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten vom 16.6.1998 durch das Gesetz über den Beruf der Psychotherapeutin und des Psycho-
therapeuten vom 15.11.2019 ersetzt. Beide Gesetze werden vom Gesetzgeber als „PsychThG“
bezeichnet. Um in der Kommentierung deutlich zu machen, welches Gesetz gemeint ist, wird
das PsychThG von 1998 (in Kraft getreten am 1.1.1999; zuletzt geändert durch Art. 18 G v.
15.8.2019 I 1307) „PsychThG 1999“ abgekürzt; das PsychThG von 2019 in seiner am 1.9.2020
in Kraft getretenen Fassung wird „PsychThG 2020“ abgekürzt. Das PsychThG 1999 ist in den
Fällen der §§ 26 bis 28 PsychThG 2020 (sogenannte Übergangsregelungen) zum Teil bis zum
31.8.2035 anzuwenden.
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Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht immer ausdrücklich nach geschlechterspezi-
fischen Personenbezeichnungen differenziert. Die jeweils gewählte Form schließt alle Ge-
schlechter gleichberechtigt ein.

Zum Schluss danke ich meiner wissenschaftlichen Mitarbeiterin, Frau Antonia Kolck, für ihre
fundierte und engagierte Unterstützung.

Berlin, im Mai 2026 Prof. Dr. Martin H. Stellpflug, MA (Lond.)
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Formen der Berufsausübung

§ 20 Ausübung psychotherapeutischer Tätigkeit in einer Niederlassung
(1) Die selbstständige Ausübung psychotherapeutischer Behandlungstätigkeit ist

grundsätzlich an die Niederlassung in einer Praxis gebunden, soweit nicht gesetzliche
oder berufsrechtliche Vorschriften etwas anderes zulassen.

(2) Die Durchführung einzelner psychotherapeutischer Maßnahmen kann auch außer-
halb der Praxisräumlichkeiten stattfinden, soweit dies für die Behandlung notwendig ist
und berufsrechtliche Belange nicht beeinträchtigt werden.

(3) Psychotherapie mittels Kommunikationsmedien im Sinne des § 5a kann außerhalb
der Praxisräumlichkeiten erbracht werden. Hierbei darf der zeitliche Umfang der außer-
halb der Praxisräumlichkeiten erbrachten psychotherapeutischen Tätigkeit mittels Kom-
munikationsmedien den zeitlichen Umfang der innerhalb der Praxisräumlichkeiten
erbrachten psychotherapeutischen Tätigkeit nicht überwiegen.

(4) Es ist zulässig, über den Praxissitz hinaus an bis zu zwei weiteren Orten psycho-
therapeutisch tätig zu sein. Dabei haben die Psychotherapeut*innen Vorkehrungen für
eine ordnungsgemäße Versorgung an jedem Ort ihrer Tätigkeit zu treffen.

(5) Orte und Zeitpunkte der Aufnahme psychotherapeutischer Tätigkeiten und jede
Veränderung sind der Landespsychotherapeutenkammer unverzüglich mitzuteilen.

(6) Bei längeren Abwesenheiten von der Praxis ist der*die Praxisinhaber*in verpflichtet,
für eine geeignete Vertretung Sorge zu tragen.

(7) Die Beschäftigung von Psychotherapeut*innen, Ärzt*innen oder Zahnärzt*innen
durch Psychotherapeut*innen setzt die Leitung der Praxis durch den*die niedergelassene
Psychotherapeut*in voraus. Die Beschäftigung ist der Landespsychotherapeutenkammer
anzuzeigen.

(8) Die Beschäftigung von Fachkräften, die den*die Praxisinhaber*in in seiner*ihrer
psychotherapeutischen Behandlungstätigkeit unterstützen, bzw. von Vertreter*innen,
wenn die Vertretung insgesamt länger als drei Monate innerhalb eines Zeitraums von
zwölf Monaten andauert, ist der Landespsychotherapeutenkammer anzuzeigen.

(9) Niedergelassene Psychotherapeut*innen und sind zur Teilnahme am psychothera-
peutischen Notfalldienst verpflichtet, wenn ein solcher eingerichtet wurde. Zu Art und
Umfang der Beteiligung sowie etwaigen Befreiungsmöglichkeiten erlässt die jeweilige
Landespsychotherapeutenkammer gesonderte Regelungen. Die Teilnahme an einem Not-
falldienst entbindet den*die behandelnde Psychotherapeut*in nicht von seiner*ihrer
Verpflichtung, für die Betreuung der eigenen Patient*innen in dem Umfang Sorge zu
tragen, wie es deren Krankheitszustand erfordert. Psychotherapeut*innen haben sich für
den Notfalldienst fortzubilden, wenn sie nicht auf Dauer von der Teilnahme am Notfall-
dienst befreit sind.

Abweichende Regelungen der Landeskammern

Baden-Württemberg:

– Abs. 1 bis 3 weitgehend inhaltsgleich in § 22 Abs. 1, 3 und 4 BO unter abweichender
Überschrift „Niederlassung“.

– Ergänzend § 22 Abs. 3 BO nachfolgende Regelung enthalten:
(2) Räumlichkeiten und Ausstattung der psychotherapeutischen Praxis müssen den beson-
deren Anforderungen der psychotherapeutischen Berufsausübung genügen. Räumlichkeiten,
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in denen Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten ihren Beruf ausüben, sind von
ihrem privaten Lebensbereich getrennt zu halten.

– Abs. 4 identisch in § 23 Abs. 3 BO unter abweichender Überschrift „Erreichbarkeit und
Vertretung“. Ergänzend, Satz 2 und 3 BO mit nachfolgendem Text:
2Im Falle der Krise einer Patientin oder eines Patienten ist jede bzw. jeder Berufsangehörige
zur Übernahme einer Vertretung berechtigt und verpflichtet. 3Bei der Vertretung ist darauf
zu achten, dass sich in diesem Zusammenhang keine systematische Fortführung der Behand-
lung ergibt, die über eine erforderliche Krisenintervention oder eine Haltgebende psycho-
therapeutische Stützung hinausgeht, es sei denn, dies ist im Einvernehmen mit der Patientin
oder dem Patienten und der Praxisinhaberin oder dem Praxisinhaber vereinbart worden.

– Eine Entsprechung zu Abs. 5 findet sich in § 26 Abs. 1 BO unter abweichender Überschrift
„Beschäftigung angestellter Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in einer Praxis
oder einer Einrichtung der ambulanten Versorgung“ mit nachfolgendem Wortlaut:
(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten müssen ihre Praxis persönlich ausüben.
Die Beschäftigung von Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten als Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter setzt die Leitung der Praxis durch eine niedergelassene Psychotherapeutin
oder einen niedergelassenen Psychotherapeuten voraus. Wird eine Versorgungseinrichtung
durch einen Angehörigen eines anderen akademischen Heilberufs geleitet, hat das Kammer-
mitglied den Anstellungsvertrag der Kammer vorzulegen. Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten haben die Beschäftigung psychotherapeutischer Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Kammer anzuzeigen.

– Abs. 6 ist in § 23 Abs. 4 BO inhaltsgleich geregelt.
– Abs. 7 unter § 26 Abs. 1 BO geregelt.
– Abs. 8 unter § 23 Abs. 4 BO und § 26 Abs. 1 BO geregelt.
– Abs. 6 bis 8 unter § 23 Abs. 3 bis 4 BO und § 26 Abs. 1 BO:

(3) Bei längeren Abwesenheiten von der Praxis ist die Praxisinhaberin oder der Praxis-
inhaber verpflichtet, für eine geeignete Vertretung Sorge zu tragen. Im Falle der Krise einer
Patientin oder eines Patienten ist jede bzw. jeder Berufsangehörige zur Übernahme einer
Vertretung berechtigt und verpflichtet. Bei der Vertretung ist darauf zu achten, dass sich in
diesem Zusammenhang keine systematische Fortführung der Behandlung ergibt, die über
eine erforderliche Krisenintervention oder eine Haltgebende psychotherapeutische Stützung
hinausgeht, es sei denn, dies ist im Einvernehmen mit der Patientin oder dem Patienten und
der Praxisinhaberin oder dem Praxisinhaber vereinbart worden.
(4) Die Beschäftigung einer Vertretung in der Praxis ist der Kammer anzuzeigen, wenn die
Vertretung in der Praxisausübung insgesamt länger als drei Monate innerhalb eines
Zeitraumes von 12 Monaten andauert.
(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten müssen ihre Praxis persönlich ausüben.
Die Beschäftigung von Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten als Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter setzt die Leitung der Praxis durch eine niedergelassene Psychotherapeutin
oder einen niedergelassenen Psychotherapeuten voraus. Wird eine Versorgungseinrichtung
durch einen Angehörigen eines anderen akademischen Heilberufs geleitet, hat das Kammer-
mitglied den Anstellungsvertrag der Kammer vorzulegen. Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten haben die Beschäftigung psychotherapeutischer Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Kammer anzuzeigen.

– Abs. 9 in BO nicht vorhanden.

Bayern:

– Abweichung in Abs. 1 BO, Abs. 2 in Abs. 1 Satz 2 BO:
1Die selbständige Ausübung psychotherapeutischer Behandlungstätigkeit ist grundsätzlich
an die Niederlassung in einer Praxis gebunden, soweit nicht gesetzliche Vorschriften oder
diese Berufsordnung etwas anderes zulassen. 2Die Durchführung bestimmter Therapiemaß-
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nahmen kann auch außerhalb der Praxisräumlichkeiten oder in besonderen Behandlungs-
räumen stattfinden, soweit dies für die Behandlung notwendig ist und berufsrechtliche
Belange nicht beeinträchtigt werden. 3Ist eine Behandlung in einer Praxis aufgrund psy-
chischer oder körperlicher Einschränkungen der Patientin oder des Patienten nicht möglich,
kann die Behandlung in Ausnahmefällen unter den Voraussetzungen des Satzes 2 auch
vollständig außerhalb der Praxis stattfinden.

– Abs. 3 in BO nicht vorhanden.
– Abs. 4 in Abs. 2 BO:

1Es ist zulässig, über den Praxissitz hinaus an bis zu zwei weiteren Niederlassungsorten
psychotherapeutisch tätig zu sein. 2Dabei haben die Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten Vorkehrungen für eine ordnungsgemäße Versorgung an jedem Ort ihrer Tätig-
keit zu treffen.

– Abs. 5 in Abs. 3 BO (abweichende Regelung):
1Orte und Zeitpunkte der Aufnahme psychotherapeutischer Tätigkeiten und jede Verän-
derung sind der Kammer unverzüglich mitzuteilen. 2Auch die Anzeigepflichten gemäß der
Meldeordnung der Kammer sind zu beachten.

– Abs. 6 in BO nicht vorhanden.
– Abs. 7 in Abs. 4 BO (abweichende Regelung):

1Die Beschäftigung von Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten, Ärztinnen und
Ärzten oder Zahnärztinnen und Zahnärzten durch Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten setzt die Leitung der Praxis durch die niedergelassene Psychotherapeutin oder
den niedergelassenen Psychotherapeuten voraus. Werden in der Praxis Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter tätig oder nehmen Personen zur Vorbereitung auf den Beruf an der
psychotherapeutischen Tätigkeit teil, trägt die Praxisinhaberin oder der Praxisinhaber die
berufsrechtliche Gesamtverantwortung. 2Die Patientinnen und Patienten müssen über die
die Heilkunde ausübenden Personen am jeweiligen Ort in geeigneter Weise informiert
werden. 3Niedergelassene Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten haben die Kammer
auf Verlangen über die am jeweiligen Ort an der psychotherapeutischen Versorgung
beteiligten Personen und deren Qualifikation zu informieren.

– Abs. 8 in BO nicht vorhanden.
– Abs. 9 in Abs. 5 BO (abweichende Regelung):

1Niedergelassene Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sind verpflichtet, an einem
eingerichteten Notfalldienst nach Maßgabe des Heilberufe-Kammergesetzes (HKaG) teil-
zunehmen. 2Die Teilnahme an einem Notfalldienst entbindet die behandelnde Psycho-
therapeutin oder den behandelnden Psychotherapeuten nicht von ihrer oder seiner Ver-
pflichtung, für die Betreuung ihrer oder seiner Patientinnen und Patienten in dem Umfang
Sorge zu tragen, wie es deren Krankheitszustand erfordert. 3Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten haben sich für den Notfalldienst fortzubilden, wenn sie nicht auf Dauer
von der Teilnahme am Notfalldienst befreit sind.

Bremen:

– Abs. 3 in BO nicht enthalten.
– Abs. 9 in BO nicht enthalten.

Hamburg:

– Die Musterordnung spricht von „psychotherapeutischer Tätigkeit“, Hamburg von „heil-
kundlicher Behandlungstätigkeit“ (sowohl in der Überschrift als auch im Paragrafen selbst).

– Abs. 1 bis 2:
Hamburg ersetzt „psychotherapeutisch tätig“ durch „heilkundlich tätig“.

– Die Abs. 3 bis 7 der MBO sind in der Hamburger Fassung nicht in § 20 übernommen.
Einzelne praktische Aspekte tauchen in Hamburg nur teilweise an anderer Stelle
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wieder auf, etwa alternative Kontaktmöglichkeiten bei Verhinderung in § 22 Abs. 2; die
spezifischen Anzeige- und Notfalldienstregelungen der Musterordnung fehlen aber als
solche.

Niedersachsen:

– Abs. 2 entspricht Abs. 1 Satz 2 BO.
– Abs. 3 in BO nicht vorhanden.
– Abs. 4 entspricht Abs. 2 BO.
– Abs. 5 entspricht Abs. 3 BO.
– Abs. 6 im Wesentlichen Abs. 4 BO.
– Abs. 9 in BO nicht vorhanden.

Nordrhein-Westfalen:

– Abs. 1: „oder berufsrechtliche“ in BO nicht vorhanden.
– Abs. 5: außer Tätigkeitsorten sind auch Tätigkeitsarten mitzuteilen.
– Abs. 9 in BO nicht vorhanden.

Ostdeutsche Psychotherapeutenkammer:

– Abs. 1 BO:
Die selbständige Ausübung des Berufs ist grundsätzlich an die Niederlassung in einer Praxis
gebunden, soweit nicht gesetzliche Vorschriften etwas anderes zulassen. Die Behandlung
kann auch außerhalb der Praxisräumlichkeiten durchgeführt werden, soweit dies im Einzel-
fall notwendig ist und berufsrechtliche Belange nicht beeinträchtigt werden.

– Abs. 4 gleich mit Abs. 2 BO.
– Abs. 5 gleich mit Abs. 3 BO.

Rheinland-Pfalz:

– Abs. 5 BO abweichend:
Orte und Zeitpunkte der Aufnahme psychotherapeutischer Tätigkeiten und jede Verän-
derung sind der Kammer innerhalb eines Monats mitzuteilen.

– Abs. 6 ergänzt um Satz 2:
2Die sozialrechtlichen Regelungen bleiben unberührt.

– Abs. 9 in BO nicht vorhanden.
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2009; Schäfer, S./Lahme, M.: 101 Fragen und Antworten zur Reform der Psychotherapie-Richtlinie und Psycho-
therapie-Vereinbarung. In: Psychotherapie aktuell 2/2017, S. 36–48; Schiller, H.: Niederlassung, Praxissitz,
Vertragsarztsitz, Ausgelagerte Praxisräume, Zweigpraxis – Fragen zum Ort der Tätigkeit des (Vertrags-)Arztes.
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S. 115–117; ders.: Niederlassung für Psychotherapeuten. Berufs- und vertragsarztrechtliche Fragen. Heidelberg
2005; Usinger, W.: Abrechnung von psychotherapeutischen Leistungen in der vertragsärztlichen/vertragspsycho-
therapeutischen Praxis. In: Bell, E. et al. (Hrsg.): Management Handbuch für die psychotherapeutische Praxis.
Beitrag 100 (Stand: 87. AL 3/2020). Heidelberg 2025.

I. Allgemeines

1 Die Ausübung psychotherapeutischer Tätigkeit in einer Niederlassung ist nur eine von vielen
Formen psychotherapeutischer Berufsausübung (vgl. hierzu nur die Aufzählungen in § 1
Abs. 2 MBO-P). Dennoch kommt dieser Tätigkeitsform eine besondere Bedeutung zu, weil
hier ein wichtiger Teil der psychotherapeutischen Versorgung der Bevölkerung in überwie-
gend kleinen, selbstständigen Einheiten erfolgt, die für die Kammern nur schwer zu überbli-
cken sind.

2 Zusammen mit § 22 (Anforderungen an die Praxen), § 21 (Kooperationen), § 23 (Informa-
tionen über Praxen und werbende Darstellung) und § 5a (Psychotherapie mittels Kommuni-
kationsmedien) regelt die Berufsordnung in § 20 deshalb recht detailliert die Pflichten und
Möglichkeiten einer Praxistätigkeit.

3 Am 11.5.2019 ist das Gesetz für schnellere Termine und bessere Versorgung (Terminservice-
und Versorgungsgesetz – TSVG)1 in Kraft getreten, welches die bisherige Regulierung der
ambulanten Versorgung im Bereich der Gesetzlichen Krankenversicherung in zahlreichen
Punkten ändert. Änderungen betreffen u. a. die Vermittlung und Steuerung der Versicherten,
Mindestvorgaben für den Sprechstundenumfang der Vertragsärzte sowie neue Regeln für die
Bedarfsplanung und die Zulassung von medizinischen Versorgungszentren (MVZ).2 So sind
Vertragsärzte z. B. nach § 19a Abs. 1 Satz 2 Ärzte-ZV n. F. im Rahmen eines vollen

1 BGBl. 2019 I, S. 646 ff.
2 Ladurner: Das Terminservice- und Versorgungsgesetz – TSVG aus vertragsarztrechtlicher Perspektive

(Teil 1). In: MedR 2019, S. 440; siehe auch Teil 2 bzgl. Medizinischer Versorgungszentren in: MedR 2019,
S. 519–529 (→ Kommentierung zu § 21 MBO-P).
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Versorgungsauftrags (vollzeitige vertragsärztlichen Tätigkeit) verpflichtet, nunmehr mindes-
tens 25 Stunden wöchentlich in Form von Sprechstunden für gesetzlich Versicherte zur
Verfügung zu stehen. Für die niedergelassenen oder angestellten Psychotherapeuten gelten
diese Mindestsprechzeiten ebenso. Umfasst sind dabei die Zeiten, die Psychotherapeuten
persönlich der Versorgung gesetzlich Versicherten zur Verfügung stehen, beispielsweise in
Form von Therapien in der allgemeinen Sprechzeit, der psychotherapeutischen Sprechstunde
und der telefonischen Erreichbarkeit.3 Von der Verpflichtung, mindestens fünf Stunden pro
Woche als offenen Sprechstunde ohne vorherige Terminvereinbarung anbieten zu müssen,
sind Psychotherapeuten hingegen ausgenommen. Die ursprünglich geplante gestufte und
gesteuerte Versorgung bei psychotherapeutischen Behandlungen konnte nach heftiger Kritik
und einer erfolgreichen Petition der Psychotherapeutenverbände abgewendet werden.4

4Am 12. November 2022 ist zudem das GKV-Finanzstabilisierungsgesetz (GKV-FinStG) in
Kraft getreten.5 Es sollte die große Finanzierungslücke der gesetzlichen Krankenversicherung
durch umfassende Sparmaßnahmen – unter anderem in der vertragsärztlichen Versorgung –
schließen.6 Trotz heftiger Kritik wurde die mit dem TVSG eingeführte Neupatientenregelung
gestrichen, die eine extrabudgetäre Vergütung von Neupatienten ermöglichte. Als Kompro-
miss wurden neue extrabudgetäre Zuschläge eingeführt, die eine schnelle Terminvergabe über
Terminservicestellen fördern sollen.

II. § 20 Abs. 1

5Die „Niederlassung in einer Praxis“ umschreibt den Ort, an dem ein Psychotherapeut zur
ambulanten psychotherapeutischen Versorgung für Patienten erreichbar ist (Praxissitz). Die
Formulierung „in einer Niederlassung“ im Gegensatz zu „in eigener Niederlassung“ soll
klarstellen, dass es nicht auf die Eigentumsverhältnisse der Praxis ankommt. Die wirtschaft-
lichen Eigentumsverhältnisse einer Praxis sind so lange ohne Belang, als die eigenverantwort-
liche, fachlich unabhängige Tätigkeit des Psychotherapeuten gewährleistet bleibt (vgl. § 3
Abs. 4 und 5 MBO-P).

III. § 20 Abs. 2

6Dieser Absatz normiert eine Ausnahme vom Grundsatz, dass die psychotherapeutische
Tätigkeit am Praxissitz auszuüben ist.Für das Vertragsarztrecht ist jedoch zu beachten, dass
gemäß § 95 Abs. 1 Satz 7 SGB V die Zulassung für den Ort der Niederlassung erfolgt. Gleiches
regelt § 24 Abs. 1 Ärzte-ZV. Der Ort der Niederlassung wird sozialrechtlich als „Vertrags-
arztsitz“ bezeichnet. § 24 Abs. 2 Ärzte-ZV verpflichtet den Vertragstherapeuten, an diesem
Vertragsarztsitz eine Sprechstunde zu halten. Nach herrschender Auffassung wird unter dem
Begriff des Vertragsarztsitzes (Ort der Niederlassung) die konkrete Praxisanschrift mit Straße
und Hausnummer verstanden.7 Da die Zulassung/Ermächtigung für eine konkrete Praxis-
anschrift (Vertragsarztsitz) erfolgt, handelt der Vertragstherapeut nur dann im Rahmen
seiner Zulassung/Ermächtigung, wenn er die vertragstherapeutischen Leistungen an diesem
Vertragsarztsitz erbringt. Es ist deshalb grundsätzlich unzulässig, zu Lasten der GKV

3 Vgl. auch Orlowski: Mindestsprechstunden, offene Sprechstunden und sonstige Feinheiten. In: MedR 2019,
S. 777–785.

4 Vgl. Beerheide/Bühring: Deutliche Kritik vom Parlament. Terminservice- und Versorgungsgesetz. In: Dt.
Ärztebl. 2018, S. A 2393; Haun/Sartorius: „Die Petition“. In: Projekt Psychotherapie 1/2019, S. 8–9.

5 BGBl. 2022, Teil I, Nr. 42, S. 1990.
6 Byrla: Das GKV-Finanzstabilisierungsgesetz aus vertragsärztlicher Sicht. In: MedR 2023, S. 719 ff.
7 Vgl. BSG, Urt. v. 10.5.2000 – B 6 KA 67/98 R; Engelmann: Zur rechtlichen Zulässigkeit einer (vertrags-)

ärztlichen Tätigkeit außerhalb des Ortes der Niederlassung. In: MedR 2002, S. 563 ff.
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Leistungen außerhalb des Vertragsarztsitzes zu erbringen, also seine Patienten außerhalb der
eigenen Praxisräume zu behandeln. Eine Ausnahme davon, die sowohl im Vertragsarztrecht
als auch im Berufsrecht gilt, ist berufsrechtlich in § 20 Abs. 3 MBO-P geregelt. Konflikte
können deshalb dann entstehen, wenn – berufsrechtskonform – bei GKV-Versicherten die
Durchführung einzelner therapeutischer Schritte auch außerhalb der Praxisräumlichkeiten
stattfindet, weil dies für die Behandlung notwendig ist. In diesem Zusammenhang ist aber
hervorzuheben, dass es beispielsweise für die Anästhesisten bei gleichen Vorgaben der
Zulassungsverordnung als unproblematisch angesehen wird, dass diese außerhalb ihres
Vertragsarztsitzes in (gegebenenfalls sogar verschiedenen) ambulanten OP-Zentren tätig
werden.8 „Einzelne therapeutische Schritte“ im Rahmen eines psychotherapeutischen Be-
handlungskonzeptes wie z. B. eine Exposition in vivo in der Verhaltenstherapie sind kon-
sequenterweise gleichermaßen als unproblematisch anzusehen.

7 Weiterhin bedarf es auch nur einer Anzeige, wenn die Behandlung in einem ausgelagerten
Praxisraum im Sinne von § 24 Abs. 5 Ärzte-ZV stattfindet. Die Anforderungen an einen
solchen Raum wurden 2022 vom BSG konkretisiert.9 So muss die Anwesenheit des Vertrags-
psychotherapeuten regelmäßig spätestens innerhalb von 30 Minuten sichergestellt sein und in
den ausgelagerten Räumen darf nicht im Wesentlichen die gleiche Leistung wie in der Praxis
erbracht werden. Sinn und Zweck des Erfordernisses der räumlichen Nähe ist, dass es sich für
das Publikum organisatorisch um eine einheitliche Praxis handeln muss. Außerdem muss die
Nach- und Notfallbehandlung gewährleistet sein.

IV. § 20 Abs. 3

8 Psychotherapeuten dürfen ihre psychotherapeutische Behandlung auch über Kommunikati-
onsmedien am Praxissitz und außerhalb der Praxis durchführen. Damit Erreichbarkeit und
Präsenz am Praxisstandort gewährleistet bleibt, darf die Tätigkeit außerhalb der Praxis per
Kommunikationsmedien den Anteil der Tätigkeit innerhalb des Praxisstandorts nicht über-
steigen.

9 Auch der Vertragspsychotherapeut muss Videosprechstunden mit der Einführung des Gesetzes
zur Beschleunigung der Digitalisierung des Gesundheitswesens (DigiG) gem. § 24 Abs. 8 Ärzte-
ZV nicht mehr am Praxissitz durchführen.10 Die Anforderungen an den voll ausgestatteten
Telearbeitsplatz stellt § 8 der Anlage 31c des BMV-Ä auf. Es muss sich um einen dedizierten
geschlossenen Raum im Inland handeln, in dem die telefonische Erreichbarkeit sowie der
Zugriff und die vollumfängliche Nutzbarkeit der elektronische Patientendokumentation und
der Anwendung der Telematikinfrastruktur gemäß § 334 SGB V gewährleistet ist. Nichts-
destotrotz muss der Vertragspsychotherapeut die Pflicht zu Mindestsprechstunden und offenen
Sprechstunden am Vertragsarztsitz einhalten.

10 Der Weg zu einer reinen Online-Praxis soll daher weder über das Berufsrecht noch über das
Vertragsarztrecht geebnet werden.

V. § 20 Abs. 4

11 Neben dem Praxissitz kann der Niedergelassene an bis zu zwei weiteren Orten psycho-
therapeutisch tätig sein. Damit ist berufsrechtlich die früher geläufige Unterscheidung
zwischen „Zweigpraxis“ und „ausgelagerten Praxisräumen“ obsolet. Der Psychotherapeut

8 Vgl. § 15a Abs. 2 BMV-Ä.
9 BSG, Urt. v. 6.4.2022 – B 6 KA 12/21 R.
10 BGBl. 2024 I Nr. 1010, S. 58; Braun: Die Durchführung von Videosprechstunden an Orten außerhalb des

Praxis-/Vertragsarztsitzes. In: NZS 2024, S. 646 ff.
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darf an „zwei weiteren Standorten“ tätig sein, soweit gewährleistet ist, dass an allen Orten
seiner Tätigkeit die Patienten ordnungsgemäß versorgt werden können.

12Eine „ordnungsgemäße Versorgung an jedem der Orte“ setzt u. a. voraus, dass die Orte der
psychotherapeutischen Tätigkeit so eng beieinander liegen, dass der Psychotherapeut sie
jeweils auch innerhalb kurzer Zeit erreichen kann. Die Berufsordnung normiert insoweit
keine konkreten Vorgaben zur Erreichbarkeit. In Anlehnung an eine Entscheidung des
Bundessozialgerichts vom 5.11.200311 ist eine ordnungsgemäße Versorgung aber jedenfalls
dann nicht gewährleistet, wenn der Psychotherapeut mehrere hundert Kilometer von seiner
Praxis entfernt wohnt und diese nur gelegentlich oder unregelmäßig aufsucht. Will der
Psychotherapeut danach an mehreren Orten psychotherapeutisch tätig sein, so muss auch
der Abstand zwischen diesen Orten so bemessen sein, dass für die Patientenversorgung keine
Nachteile entstehen. In dem zitierten Urteil hält es das BSG für nachvollziehbar, wenn
insofern eine Erreichbarkeit innerhalb von 30 Minuten gefordert wird. Auch heute noch hält
das BSG, wie bereits oben beschrieben, an der Grenze von 30 Minuten fest.12

13Das Sozialgericht Marburg13 hat sogar eine Fahrzeit von 45 Minuten zwischen dem Haupt-
praxissitz und der Zweigpraxis nicht als Beeinträchtigung der vertragsärztlichen Versorgung
beanstandet. Es hielt diese Fahrzeit im Falle eines MKG-Chirurgen als durchaus vertretbar. Es
ist nicht ersichtlich, dass für einen Psychotherapeuten nicht ähnliches gelten sollte.

14Solche Vorgaben zur Erreichbarkeit lassen sich ohne Frage nicht schematisch auf jeden
Praxissitz und die Orte weiterer psychotherapeutischer Tätigkeit übertragen. Allerdings darf
nicht außer Acht gelassen werden, dass mit der Niederlassung in einer Praxis den ambulanten
Patienten auch eine Anlaufstelle gegeben wird und gegeben werden muss; Wunsch und
Möglichkeit nach Erreichbarkeit des Therapeuten (vgl. auch § 22 Abs. 1 MBO-P) darf nicht
dadurch erschwert oder vereitelt werden, dass der Therapeut an unterschiedlichen Orten mit
hoher räumlicher Distanz ambulant tätig ist.

VI. § 20 Abs. 5

15Um eine berufsrechtskonforme Niederlassung überprüfen zu können und die Versorgung der
Patienten insgesamt beurteilen zu können, sind die Psychotherapeuten verpflichtet, Orte und
Zeitpunkte der Aufnahme psychotherapeutischer Tätigkeit (und jede Veränderung) der
jeweiligen Landespsychotherapeutenkammer mitzuteilen. Teilweise ergibt sich eine solche
Verpflichtung auch bereits aus den Heilberufs- und Kammergesetzen. Beispielsweise haben
die Psychotherapeuten gem. § 2 Abs. 2 Heilberufsgesetz NRW „die Aufnahme, die Art und die
Orte ihrer Berufsausübung, die Beendigung und jede sonstige Änderung ihrer Berufsausübung“
der Kammer anzuzeigen. Für den Fall der Tätigkeit an weiteren Orten über den Praxissitz
hinaus ist dies immer dann von besonderer Bedeutung, wenn dabei Landesgrenzen über-
schritten werden. Soweit die Heilberufs- und Kammergesetze für die Mitgliedschaft in einer
Kammer an den Ort der Berufsausübung anknüpfen, kann es auf diesem Wege zu Doppel-
mitgliedschaften kommen.

VII. § 20 Abs. 6

16Wenn es heißt, dass bei längeren Abwesenheiten von der Praxis der Praxisinhaber verpflichtet
ist, für eine geeignete „Vertretung“ Sorge zu tragen, so ist damit sowohl die Vertretung im
engeren Sinne als auch die sog. „kollegiale Vertretung“ gemeint.

11 BSG, Urt. v. 5.11.2003 – B 6 KA 2/03 R.
12 BSG, Urt. v. 6.4.2022 – B 6 KA 12/21 R.
13 SG Marburg, Beschl. v. 27.8.2007 – S 12 KA 346/07 ER; bestätigt durch LSG Hessen, Beschl. v. 13.11.2007 –

L 4 KA 57/07 ER.
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17 Bei der Vertretung im engeren Sinne handelt der Vertreter für den Vertretenen. Die
Leistungen werden dann bei Selbstzahlern oder Privatversicherten im Namen des Vertretenen
liquidiert. Im GKV-Leistungssystem erfolgt die Abrechnung ebenfalls über den Vertretenen,
wobei zu beachten ist, dass nach § 14 Abs. 3 BMV-Ä eine Vertretung bei genehmigungs-
pflichtigen psychotherapeutischen Leistungen einschließlich der probatorischen Leistungen
grundsätzlich unzulässig ist.

18 Bei der „kollegialen Vertretung“ dagegen wird dem Patienten, beispielsweise durch Aushang
an der Praxistür, ein Kollege oder mehrere Kollegen empfohlen, die die psychotherapeutische
Versorgung sicherstellen können und psychotherapeutische Leistungen dann im eigenen
Namen erbringen und liquidieren.

VIII. § 20 Abs. 7

19 Die Regelung verdeutlicht zunächst, dass es berufsrechtlich für Psychotherapeuten möglich
ist, andere Psychotherapeuten, Ärzte oder Zahnärzte in der eigenen Praxis anzustellen.
Voraussetzung ist aber die „Leitung der Praxis“ durch den niedergelassenen Psychotherapeu-
ten. Zu der Frage, welche Anforderungen für eine solche „Leitung der Praxis“ an den
Praxisinhaber zu stellen sind, kann an die für Vertragstherapeuten/Vertragsärzte geltenden
Regelungen des Bundesmantelvertrags Anlehnung genommen werden. Nach § 14a Abs. 1
Satz 1 BMV-Ä ist im Falle der Beschäftigung von Angestellten sicherzustellen, dass der
Vertragsarzt/Vertragstherapeut die Praxis persönlich leitet. Nach Satz 2 der Vorschrift ist die
persönliche Leitung anzunehmen, wenn je Vertragsarzt nicht mehr als 3 vollzeit- oder
teilzeitbeschäftigte Ärzte in einer Anzahl, welche im zeitlichen Umfang ihrer Arbeitszeit
3 vollzeitbeschäftigten Ärzten entspricht, angestellt werden. Allerdings ist auch die Beschäf-
tigung von Angestellten in höherer Zahl möglich, sofern der Vertragsarzt nachweist, durch
welche Vorkehrungen die persönliche Leitung der Praxis gewährleistet ist (§ 14a Abs. 1 Satz 6
BMV-Ä).

20 In § 1a Nr. 25 BMV-Ä findet sich folgende Begriffsbestimmung für die „persönliche Leitung
der Arztpraxis“:

25. Persönliche Leitung der Arztpraxis: Voraussetzungen, nach denen bei in der Arztpraxis
beschäftigten angestellten Ärzten im Hinblick auf deren Zahl, Tätigkeitsumfang und
Tätigkeitsinhalt sichergestellt ist, dass der Praxisinhaber den Versorgungsauftrag im
notwendigen Umfang auch persönlich erfüllt und dafür die Verantwortung übernehmen
kann.

21 Gemeint und gefordert ist also ein verantwortliches Einstehen des Therapeuten für die
Erfüllung des Versorgungsauftrages. Auch bei einer größeren Anzahl angestellter Therapeu-
ten oder Ärzte darf die psychotherapeutische Praxis das persönliche Gepräge des Praxis-
inhabers nicht verlieren. Dieses Gepräge meint die gesamte Art undWeise der Praxisführung,
die Auswahl und Führung der approbierten und nichtapprobierten Mitarbeiter, die räumli-
chen, organisatorischen und die fachlichen Charakteristika der Praxis. Es muss für den
Patienten erkennbar sein, wer Praxisinhaber ist und als solcher für diese einsteht und
verantwortlich ist. Dieser Aspekt der persönlichen Leitung einer Praxis richtet sich also nach
außen an die Patienten und stellt in dieser Hinsicht die persönliche Prägung der Praxis sicher.
Die persönliche Leitung beinhaltet aber auch einen nach innen, also an die Mitarbeiter
gerichteten Aspekt. Diese meint indes nicht die Ausübung von fachlichen Weisungsbefug-
nissen gegenüber den Angestellten. Die persönliche Praxisleitung drückt sich in dieser an die
Angestellten gerichteten Komponente vielmehr darin aus, dass Besprechungs- sowie gegen-
seitige Informations- und Erkundigungsmöglichkeiten eröffnet werden. In der psychothera-
peutischen Praxis wird die persönliche Leitung der Praxis neben den Praxis- bzw. Team-
besprechungen, vor allem auch durch das Instrument der Supervision sicherzustellen sein.
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22Hinsichtlich der Anstellung von Leistungserbringern im System der GKV sind außerdem die
§§ 95 Abs. 9, 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des SGB V, der Ärzte-ZV und dem 12. Abschnitt (§ 58 bis
62) der Bedarfsplanungsplanungs-Richtlinie zu beachten.14

IX. § 20 Abs. 8

23Die Beschäftigung von Fachkräften ist immer, die Beschäftigung von Vertretern nur dann der
Kammer anzuzeigen, wenn die Vertretung insgesamt länger als drei Monate innerhalb eines
Zeitraums von zwölf Monaten andauert.

24Für die Berechnung des Zeitraums ist nicht das Kalenderjahr, sondern der Zeitraum von
zwölf Monaten maßgebend. Für die im System der gesetzlichen Krankenversicherung
zugelassenen/ermächtigten Psychotherapeuten gibt es vergleichbare Regelungen in § 32
Zulassungsverordnung und in § 17 BMV-Ä.

25Als „Fachkraft“ gelten im Sinne dieser Regelung beispielsweise der Ausbildungs- oder der
Entlastungsassistent, der Diplom-Psychologe, der z. B. Tests durchführt, aber auch der
angestellte Psychotherapeut.

X. § 20 Abs. 9

26Die Pflicht zur Teilnahme am Notfalldienst ergibt sich für Ärzte und Zahnärzte regelmäßig
bereits aus den Heilberufs- und Kammergesetzen. Nicht überall erstreckt sie sich allerdings
auch auf die Psychotherapeuten. Nach dem Heilberufe-Kammergesetz Bayerns aber, bei-
spielsweise, besteht über Artikel 65 i. V. m. Art. 18 Abs. 1 Nr. 2 für Psychotherapeuten die
Pflicht, „soweit sie in eigener Praxis tätig sind, am ärztlichen Bereitschaftsdienst der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Bayerns teilzunehmen “. Der besonderen Bedeutung der therapeuti-
schen Beziehung als Wirkfaktor entspricht der Hinweis, dass auch der an einem Notdienst
teilnehmende Psychotherapeut für seine Patienten sorgfaltspflichtig bleibt und die Einrich-
tung eines psychotherapeutischen Notfalldienstes ihn z. B. nicht der Aufgabe enthebt, in
Krisenzeiten ggf. Vorbeugungen zu treffen.

XI. Rechtsprechung

271. Der Tätigkeitsort einer ärztlichen Leitung eines MVZ kann auch eine Nebenbetriebs-
stätte des MVZ sein, sofern der Gesamtverantwortung im Einzelfall dadurch hinreichend
Rechnung getragen wird.

2. Dies ist regelmäßig der Fall, wenn zwischen Nebenbetriebs- und Hauptbetriebsstätte
eine Distanz liegt, die in weniger als 30 Minuten zu überbrücken ist.

(SG Marburg, Urt. v. 3.5.2023 – S 17 KA 642/22)

281. Eine 6-wöchige Vakanzvertretung ist auch bei angestellten Psychotherapeuten nur
anzeigepflichtig. (Rn. 28–31)

2. Die Vertretung kann – sofern nicht entsprechende Genehmigungen vorliegen – aufgrund
des Grundsatzes der persönlichen Leistungserbringung keine genehmigungspflichtigen
psychotherapeutischen Leistungen nach Kapitel 35 EBM umfassen. (Rn. 35–37)

(SG Marburg, Urt. v. 15.3.2023 – S 17 KA 130/22)

29Die räumliche Nähe von ausgelagerten Praxisräumen zum Vertragsarztsitz ist gewahrt,
wenn der Vertragsarzt den Vertragsarztsitz innerhalb eines Zeitraums von maximal
30 Minuten aufsuchen kann.

(BSG, Urt. v. 6.4.2022 – B 6 KA 12/21 R -juris)

14 Vgl. hierzu: Stellpflug: Psychotherapeutenrecht. 2. Aufl. Heidelberg 2013, S. 61 ff.
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30 Ein ausgelagerter Praxisraum befindet sich nur dann im Sinne des § 24 Abs. 5 Ärzte-ZV in
„räumlicher Nähe“ zum Vertragsarztsitz, wenn die Entfernung wenige Kilometer beträgt.
Mehr als 15 Kilometer sind keinesfalls „räumlich nah“.

(LSG Sachsen, Beschl. v. 19.7.2021 – L 1 KA 10/19 = juris)

31 1. Eine genehmigungsfreie Vertretung ist innerhalb vom 12 Monaten bis zu einer Dauer
von 3 Monaten zulässig. Dabei werden die Vertretungstage aufaddiert.

2. Der Verordnungsgeber des BMV-Ä geht zumindest von einer tageweisen Vertretung
aus.

3. Bei einer nur stundenweisen oder halbtägigen ersatzweisen Vertretung durch einen
anderen Arzt handelt es sich nicht um eine Vertretung im Sinne der § 32 Ärzte-ZV,
17 BMV-Ä.

(SG München, Urt. v. 25.3.2021 – S 38 KA 262/19 = MedR 2022, S. 368)

32 1. Nach § 24 Abs 1 und 2 Ärzte-ZV erfolgt die vertragsärztliche Zulassung grundsätzlich
nur für den Ort der Niederlassung als Arzt (Vertragsarztsitz). (Rn. 15)

2. Die Erbringung spezieller Untersuchungs- und Behandlungsleistungen an weiteren
Orten in räumlicher Nähe zum Vertragsarztsitz (ausgelagerte Praxisräume) kann nach
§ 24 Abs 5 Ärzte-ZV zulässig sein. (Rn. 15)

3. Die gemäß § 24 Abs 5 Ärzte-ZV bestehende Voraussetzung einer räumlichen Nähe
zwischen Vertragsarztsitz und den betreffenden Praxisräumen ist aber zumindest dann
nicht erfüllt, wenn die betreffenden Praxisräume über 30 km von dem Vertragsarztsitz
entfernt sind. (Rn. 18)

4. Dies gilt auch in ländlichen Regionen. (Rn. 18)

(LSG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 9.12.2020 – L 24 KA 6/18)

33 1. Der Vertretungsgrund „Teilnahme an Fortbildungen“ nach § 32 Ärzte-ZV schließt
neben Fortbildungen nach § 95d SGB V auch andere Fortbildungen ein, soweit sie als
„ärztlich“ anzusehen sind, d. h. mit der beruflichen Tätigkeit eines Arztes einhergehen.

2. Wenn als Vertretungsgrund „Teilnahme an Fortbildungen“ geltend gemacht wird, ist
der Vertragsarzt verpflichtet, darüber Auskunft zu geben, um welche Art der Fortbildung
es sich handelt (vgl. § 4 Abs. 5 der Satzung der KVB).

(SG München, Urt. v. 16.7.2020 – S 38 KA 112/19 = MedR 2021, S. 391)

34 Ein Schiedsspruch des Bundesschiedsamtes nach § 89 Abs. 4 SGB V, mit dem den
Terminservicestellen nicht nur die Vermittlung von psychotherapeutischen Sprechstun-
den und Akutbehandlungen, sondern auch eines Therapieplatz für die zeitnah erforder-
liche Richtlinien-Therapie auferlegt wird, überschreitet nicht die rechtlichen Grenzen des
Gestaltungsspielraums.

(LSG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 18.5.2018 – L 24 KA 67/17 ER =MedR 2019, S. 244–248)

35 1. Auch ein ausschließlich psychotherapeutisch tätiger Arzt, der mehr als zehn Jahre von
der Teilnahme am ärztlichen Bereitschaftsdienst befreit war, kann von der Kassenärzt-
lichen Vereinigung (KÄV) nach einer angemessenen Übergangszeit zur Fortbildung
wieder zur Mitwirkung am Bereitschaftsdienst (Notfalldienst) herangezogen werden.

2. Die KÄV kann gegen einen Arzt, der sich weigert, an geeigneten Fortbildungsmaß-
nahmen zur Wiedergewinnung der Eignung für die persönliche Ausübung des Bereit-
schaftsdienstes teilzunehmen, Disziplinarmaßnahmen ergreifen.

(BSG, Urt. v. 19.8.2015 – B 6 KA 41/14 R)
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361. Von einer Ausübung der Tätigkeit kann dann nicht mehr ausgegangen werden, wenn
der Arzt/Psychotherapeut nicht mehr den Willen oder die Möglichkeit zur kontinuierli-
chen Teilnahme an der Versorgung hat. Dies dokumentiert sich insbesondere darin, dass
der Vertragsarzt die ihm obliegenden Hauptpflichten wie Behandlung der Versicherten,
Abhalten und Anbieten von Sprechstunden, sowie Bestellung eines Vertreters bei Abwe-
senheit über einer Woche nicht mehr erfüllt.

2. So genügt es für die Annahme der Ausübung nicht, dass der Vertragsarzt noch in
geringem Umfang Verordnungen und Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen ausstellt. Diese
Kriterien gelten sinngemäß für den Psychotherapeuten. Es ist eine mehr als 10-stündige
Verfügbarkeit in dessen eigener Praxis bei hälftiger Zulassung erforderlich, bzw. von mehr
als 20-stündiger bei voller Zulassung. Dabei muss die vertragsärztliche bzw psychothera-
peutische Tätigkeit den Hauptberuf ausmachen und diesem das Gepräge geben.

(Hessisches LSG, Urt. v. 2.4.2014 – L 4 KA 2/13)

371. Die Tätigkeit als Psychotherapeut in einer fremden Praxis kann auch dann als
abhängiges Beschäftigungsverhältnis, das der Sozialversicherungspflicht unterliegt, ge-
wertet werden, wenn der Psychotherapeut selbst über die Annahme eines Patienten und
seine Terminplanung entscheiden konnte und zudem für die Nutzung der Praxisräume
eine stundenbasierte Mietzahlung leistete, soweit er im Übrigen in den Betrieb der Praxis
räumlich und organisatorisch fest eingegliedert war, insbesondere nach außen nicht als
selbstständig Tätiger erkannt werden konnte, kein unternehmerisches Risiko zu tragen
hatte und sich den vom Praxisinhaber aufgestellten Regeln zur Praxisnutzung zu unter-
werfen hatte.

2. Einzelfall zur Abgrenzung einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung von
einer selbstständigen Tätigkeit bei einem Psychotherapeuten (hier: sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung bejaht).

(SG Nürnberg, Urt. v. 21.9.2017 – S 14 R 1193/15)

381. Bei der Abgrenzung der abhängigen Beschäftigung von der selbständigen Tätigkeit ist
von Ersterer auszugehen, wenn die Tätigkeit in einem Arbeitsverhältnis unter einer
Weisungsgebundenheit verrichtet wird und eine Eingliederung in einem fremden Betrieb
vorliegt. Demgegenüber ist eine selbständige Tätigkeit durch das eigene Unternehmer-
risiko, eine eigene Betriebsstätte, die Verfügungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft
und die im Wesentlichen frei gestaltete Tätigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet.

2. Ist eine Psychotherapeutin in der Praxis eines Facharztes für Psychotherapie tätig,
behandelt sie dort Patienten, die ihr durch die Organisation der Praxis angetragen
werden, unterliegt sie dabei einer Kontrolle des Praxisinhabers und steht einem ihr
auferlegten unternehmerischen Risiko keine unternehmerische Freiheit gegenüber, so ist
von dem Bestehen einer abhängigen Beschäftigung auszugehen.

(Hessisches LSG, Urt. v. 18.5.2017 – L 8 KR 199/15)

39Die Zulassungsgremien können eine Praxisverlegung auch in einem wegen Überversor-
gung gesperrten Planungsbereich ablehnen, wenn der Sitz aus einem Teil mit geringerer
Versorgungsdichte in einen Teil mit wesentlich höherer Versorgungsdichte verlegt wird,
auch wenn der Teil mit geringerer Versorgungsdichte nach den Anhaltszahlen der
Bedarfspl-RL-Ä nach Sitzverlegung noch ausreichend versorgt wäre.

Härtefallgesichtspunkte sind bei einer Praxisverlegung nicht zu berücksichtigen, da
vertragsarztrechtlich allein Versorgungsgesichtspunkte zu beachten sind

(SG Marburg, Beschl. vom 5.2.2014 – S 12 KA 36/14 ER; bestätigt durch LSG Hessen, Beschl.
v. 16.5.2014 – L 4 KA 25/14 B ER)
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40 Eine Satzungsbestimmung, nach der eine Freistellung vom Notfallvertretungsdienst
voraussetzt, dass zu gesundheitlichen Gründen oder einer körperlichen Behinderung
kumulativ eine nachteilige Auswirkung der gesundheitlichen Verhältnisse auf die all-
gemeine berufliche Tätigkeit des Vertragsarztes hinzukommenmuss, ist rechtmäßig. Eine
Satzungsbestimmung kann damit vorsehen, dass gesundheitliche Gründe, selbst wenn sie
zur Ungeeignetheit der Versehung des Notfallvertretungsdienstes führen, nicht ausrei-
chend sind, einen Befreiungstatbestand zu begründen

(SG Marburg, Urt. v. 29.1.2014 – S 12 KA 12/13)

41 Maßgeblich für den Wegzug eines Berechtigten aus dem Bezirk seines Vertragsarzt- bzw
Praxissitzes (§ 95 Abs 7 S 1 SGB 5) ist allein die Aufgabe der ärztlichen bzw psycho-
therapeutischen Niederlassung unter der konkreten Praxisanschrift; die Aufgabe des
Wohnsitzes iS des § 7 BGB hat dabei keine Bedeutung.

(SG Berlin, Urt. v. 7.9.2011 – S 83 KA 99/11)

42 Die in der Beitragsordnung einer Zahnärztekammer vorgesehene Erhebung eines wei-
teren Zuschlags je „Zweigpraxis“ in Höhe des an die – erste – Niederlassung anknüpfen-
den Zuschlags ist mit dem Äquivalenzprinzip nicht vereinbar

(OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 2.8.2011 – 17 A 2220/09 = MedR 2012, S. 270)

43 Nachbesetzung zweier Arztstellen mit Psychotherapeuten durch MVZ

(LSG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 21.6.2010 – L 11 B 26/09 KA ER = MedR 2011, S. 386–
392)

44 Bei einer Fahrzeit von 45 Minuten zwischen Vertragsarztsitz und Zweigpraxis eines MKG
Chirurgen liegt noch keine Beeinträchtigung der ordnungsgemäßen Versorgung der
Versicherten am Ort des Vertragsarztsitzes vor.

(SGMarburg, Beschl. v. 27.8.2007 – S 12 KA 346/07 ER; bestätigt durch LSG Hessen, Beschl. v.
13.11.2007 – L 4 KA 57/07 ER)

45 Die Heranziehung von Ärzten, die dem fachärztlichen Versorgungsbereich angehören,
zum allgemeinen/hausärztlichen Bereitschaftsdienst im Falle des Fehlens eines entspre-
chenden fachärztlichen Bereitschaftsdienstes verstößt nicht gegen höherrangiges Recht.
Insbesondere liegt kein Verstoß gegen § 73 Abs. 1 bzw. 1a SGB V vor, der eine Gliederung
der vertragsärztlichen Versorgung in einen hausärztlichen und einen fachärztlichen
Versorgungsbereich enthält, wobei Neurologen kraft Gesetzes dem fachärztlichen Ver-
sorgungsbereich zugerechnet werden.

(LSG Bayern, Urt. v. 25.10.2006 – L 12 KA 677/04)

46 1. Soweit ein fachärztlicher Notfalldienst von der Kassenärztlichen Vereinigung nicht
eingerichtet ist, sind die Fachärzte ungeachtet der Trennung der hausärztlichen von der
fachärztlichen Versorgung zur Teilnahme am hausärztlichen Notfalldienst verpflichtet.

2. Angesichts der Gestaltungsfreiheit der Kassenärztlichen Vereinigung als Normgeber
und der ihr obliegenden Verantwortung für eine angemessene Versorgung der Versicher-
ten auch zu den sprechstundenfreien Zeiten kann der einzelne Arzt durch die Entschei-
dung der Kassenärztlichen Vereinigung für oder gegen fachärztliche Bereitschaftsdienste
nur in seinen Rechten verletzt sein, wenn die Entscheidung der Kassenärztlichen Vereini-
gung nicht mehr von sachbezogenen Erwägungen getragen wird und einzelne Arzt-
gruppen oder Ärzte willkürlich benachteiligt werden.

(BSG, Urt. v. 6.9.2006 – B 6 KA 43/05 R)
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47Es ist nicht zu beanstanden, wenn eine Bereitschaftsdienstordnung grundsätzlich die
Verpflichtung aller Vertragsärzte – auch der Fachärzte- zur Teilnahme am ärztlichen
Bereitschaftsdienst ausspricht. Die Pflicht zur Teilnahme am Notfalldienst folgt aus der
Zulassung als Vertragsarzt.

(LSG Bayern, Urt. v. 8.6.2005 – L 12 KA 369/04)
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